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4 . Die Entſcheidung des Bundesrats

vom 28 . November 1912 .

Um ſo größer war die Enttäuſchung , um ſo höher der Unwille ,
um ſo tiefer die Erbitterung , als am 28 . November 1912 folgende
„ Bekanntmachung des Reichskanzlers betreffend die Ausführung
des Geſetzes über den Orden der Geſellſchaft Jeſu “ erſchien :

„ Da Zweifel über die Bedeutung des Begriffs der verbotenen Ordens⸗
tätigkeit im Sinne der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. Juli
1872 ( Reichsgeſetzbl . S. 254 ) entſtanden ſind , und die Königlich Bayeriſche
Regierung eine authentiſche Auslegung dieſes Begriffes beantragt hat , hat
der Bundesrat beſchloſſen :

Verbotene Ordenstätigkeit iſt jede prieſterliche oder ſonſtige
religiöſe Tätigkeit gegenüber anderen ſowie die Erteilung von
Unterricht .

Unter die verbotene religiöſe Tätigkeit fallen nicht , ſofern nicht
landesrechtliche Beſtimmungen entgegenſtehen , das Leſen ſtiller
Meſſen , die im Rahmen eines Familienfeſtes ſich haltende Primiz⸗
feier und das Spenden der Sterbeſakramente . Nicht unterſagt ſind
wiſſenſchaftliche Vorträge , die das religiöſe Gebiet nicht berühren .

Die ſchriftſtelleriſche Tätigkeit wird durch das Verbot nicht
betroffen .

Berlin , den 28. November 1912 .
Der Reichskanzler .
von Bethmann Hollweg . “

5 . Die Verhandlungen im Reichstage bei der

Generaldebatte zum Etat .

Der Reichstag war kaum zuſammengetreten und die erſte
Leſung des Etats ſtand bevor , als dieſe Bekanntmachung einſchlug
wie ein Blitz aus heiterem Himmel ; für die Zentrumsfraktion des

Reichstages traten daher in dieſem Augenblick alle anderen Fragen
zurück ; ſie brachte bei der Generaldebatte zum Etat nur die
neugeſchaffene politiſche Situation zur Sprache . Abg . Dr . Spahn
behandelte als erſter Fraktionsredner zunächſt die ſchon erwähnte
Eingabe der Biſchöfe; er ſtellte feſt , daß man es mit einem erheb⸗
lichen Rückſchritt zu tun habe :
5 „Jetzt , wo wir doch wieder eine organiſierte ſeelſorgeriſche Tätigkeitin Preußen haben, hat die Unterbindung nicht bloß der ſeelſorgeriſchen,ſondern jeder nichtprieſterlichen religiöſen Tätigkeit keinen Zweck. Wennder Ausdruck : „religiöſe Tätigkeit “ ſo verſtanden iſt , worüber eine Erklärunggeboten iſt , dann darf der Jeſuit nicht einmal einem Kinde die Nottaufegeben , was doch jeder Laie kann ; dann darf der Jeſuit , der die Sterbe⸗
ſakramente erteilt , wenn der Kranke nach Empfang des Sterbeſakramentes
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den Wunſch nach den beſonderen Sterbegebeten hätte — die ihm jeder Laie
vorbeten kann — ſie ihm nicht vorbeten , weil das eine religiöſe Tätigkeit
iſt ! Und , meine Herren —das iſt doch charakteriſtiſch — im bürgerlichen
Recht geſchehen Handlungen , mit Wirkungen gegenüber einem anderen nur ,
wenn ſie gegenüber einem geſchäftsfähigen oder wenigſtens beſchränkt ge⸗
ſchäftsfähigen Menſchen geſchehen . Wenn der Jeſuit ein unmündiges Kind
Kindergebete lehren will , ſo darf er das nicht , weil er damit gegenüber einem
anderen religiös tätig iſt ! Man muß ſich das nur einmal vergegenwärtigen ,
um zu ſehen , wohin dieſe Bekanntmachung führen kann ! Meine Herren ,
wenn ich in der Hauskapelle die Kommunion empfangen will , nachdem ich
bei meinem Geiſtlichen gebeichtet habe —: der Jeſuit , der die Meſſe dort
geleſen hat , darf mir nicht die Kommunion erteilen ! ( Hört ! hört ! l im Zen⸗
trum . ) Wenn mein Dienſtmädchen bei einem zufällig anweſenden Jeſuiten
beichten will , er darf ſie nicht Beicht hören ! Was geht denn das die Heffent⸗
lichkeit an , was innerhalb der Schranken meines Hauſes geſchieht ! ? ( Leb⸗
hafte Zuſtimmung im Zentrum . ) Wer hat ſich darum zu bekümmern ? Das
große , mächtige Deutſche Reich !

Wenn man ſolche Maßregeln ernſthaft durchführen will , dann führen
ſie zu Denunziation und Schnüffelei . Soll ich mir denn in Frankfurt ge⸗
fallen laſſen , daß , wenn zufällig ein Jeſuit einmal zu mir kommt , und ich
ihn bei Tiſche habe , nachher mein Diener ausgefragt wird , ob der Jeſuit
etwa das Tiſchgebet vorgebetet habe ? “

( 77. Sitzung vom 4. Dezember 1912 St . B. S. 2558 )

Die Beſprechung der Bekanntmachung ſchloß mit folgender
Erklärung der geſamten Fraktion :

„ Das Geſetz vom 4. Juli 1872 , betreffend den Orden der Geſellſchaft
Jeſu , enthält einen Angriff gegen die katholiſche Kirche und die ſtaatsbürger⸗
lichen Rechte der Katholiken im Deutſchen Reiche . Das klöſterliche Leben und
die Wirkſamkeit der Orden liegen im Weſen der katholiſchen Kirche . Der
Orden der Geſellſchaft Jeſu , die Kongregationen der Lazariſten und Sacré⸗

Coeur⸗Schweſtern ſind von der katholiſchen Kirche anerkannt . Deshalb iſt
das Verbot der religiöſen Tätigkeit für die Angehörigen dieſer Orden eine

Beſchränkung des Lebens der katholiſchen Kirche und eine Beeinträchtigung
der freien Religionsübung der Katholiken , die im Reiche voll⸗ und gleich⸗
berechtigt ſind .

Die gegen die Jeſuiten früher und jetzt erhobenen Vorwürfe der Im⸗
moralität , der Deutſch - und Kulturfeindlichkeit ſowie der Störung des reli⸗

giöſen Friedens ſind unwahr . Der zur Beurteilung der Jeſuiten zuſtändige
deutſche Epiſkopat hat ihnen wie 1871 ſo auch jetzt bezeugt , daß ſie ſich durch
die Unantaſtbarkeit ihres Lebenswandels und ihre Wiſſenſchaft ſowie nicht
minder durch ihre eifrige und geſegnete Wirkſamkeit in der Hilfsſeelſorge
auszeichneten .

Die Bekanntmachung des Bundesrats vom 28. November 1912 ver⸗

letzt durch das Verbot der prieſterlichen Tätigkeit der Ordensperſonen die

Gewiſſensfreiheit aller Katholiken , welche die Spendung der Sakramente

ihrer Kirche nach ihrer Wahl von denjenigen Prieſtern empfangen müſſen
dürfen , denen ſie ihr Vertrauen ſchenken .



Der Bundesrat hat die in dem Ausnahmegeſetz gegen den Orden der

Geſellſchaft Jeſu liegenden Eingriffe in die bürgerliche und kirchliche Frei —

heit verſchärft . Unter dieſen Umſtänden können wir zu Reichskanzler und

Bundesrat das Vertrauen nicht haben , daß die Bedürfniſſe der Katholiken
im Deutſchen Reiche bei ihnen eine gerechte Behandlung finden . Wir werden

unſer Verhalten dementſprechend einrichten . “

Reichskanzler von Bethmann Hollweg erhob ſich ſofort
zu einer längeren Rede ; er war über das Mißtrauensvotum ſo
überraſcht , daß er meinte , das Zentrum mache die „ Jeſuitenfrage
zum Eckſtein ſeines politiſchen Programms “ und erklärte dann :

„ Meine Herren , daß Sie als Glieder Ihrer Kirche die Beſeitigung des
Jeſuitengeſetzes herbeiſehnen — wer wollte Ihnen das verdenken ? Aber
neben den 24 Millionen Katholiken leben 40 Millionen Evangeliſche in
Deutſchland ; beide Söhne eines Volkes und in allen Schickungen des natio⸗
nalen Lebens auf Gedeih und Verderb zuſammengeſchmiedet . ( Lebhafte
Zuſtimmung bei den Nationalliberalen . ) Eine geſchichtliche Tatſache iſt es,
daß ſich das evangeliſche Volksempfinden von jeher gegen die Tätigkeit der
Jeſuiten heftig gekehrt hat . Dieſe Tatſache können Sie weder durch Gründe
noch durch Dialektik wegleugnen . “

Ueber die künftige Handhabung der neuen Bekanntmachung
gab der Reichskanzler folgende Zuſage :

„ Man hat ſich bei der Handhabung des Geſetzes namentlich in der
letzten Zeit von jeder Nachſchlüffelei , von jeder Schikane ferngehalten . Die
beſtehende Praxis oder die beſtehende Handhabung des Geſetzes zu ändern ,
iſt nicht Zweck und Abſicht des jetzigen Bundesratsbeſchluſſes . “

( 77. Sitzung vom 4. Dezember 1912 St . B. S. 2560 )

Staatsſekretär Lisco fügte am 6. Dezember 1912 noch bei :

„ „ Meine Herren , was die Auslegung ſelbſt anbetrifft , ſo iſt Ihnen ja
verſichert worden , — natürlich wird auch das wieder beſtritten — daß die
jetzige Auslegung in keiner Weiſe eine Verſchärfung der früheren Verord⸗
nung ſein ſoll . ( Zuruf im Zentrum . ) — Sie will keine Verſchärfung ,
meine Herren , und es wird ſich auch in der Praxis ergeben ( ah! im Zen⸗
trum ) , daß tatſächlich irgend eine Verſchärfung nicht eintreten wird . “

( St . B. S. 2619 )

Abg . Gröber ſtellte als zweiter Fraktionsredner am 6. De⸗

zember 1912 in den Vordergrund , daß es ſich nicht um eine unter⸗

geordnete konfeſſionelle Frage handle :
„ In Wirklichkeit hat es ſich hier um die Frage der Gewiſſensfreiheit

und um die Frage der ſtaatlichen Gleichberechtigung der Konfeſſionen in
Deutſchland gehandelt . . . . Die Zentrumspartei würde eine wichtige Aufgabe
verſäumt haben , wenn ſie nicht die erſte Gelegenheit benutzt hätte , um über
den Bundesratsbeſchluß vom 28. November vor aller Oeffentlichkeit eine
eingehende Erörterung herbeizuführen und über die bezeichneten großen
politiſchen Fragen volle Klarheit vor dem Volke zu ſchaffen ( ſehr richtig !
im Zentrum ) , Klarheit über die Stellung der Regierungen , Klarheit über
die Stellung der Parteien im hohen Hauſe . . . . Daß es ſich nicht um die Ver⸗
folgung der Perſonen der Jeſuiten , ſondern um die Verfolgung katholiſcher
Prieſter , alſo um die Verfolgung der katholiſchen Kirche gehandelt hat ! “

( St . B. S. 2603 )



Der Redner legte dann dar , wie der Wortlaut der neuen Be⸗

kanntmachung zu einer Verſchärfung des beſtehenden Zuſtandes
führen müſſe :

„Alſo die Meſſe iſt verboten , wenn ſie nicht als ſtille Meſſe gefeiert
oder etwa — das wird man vielleicht noch annehmen können —bei einer
im Rahmen eines Familienfeſtes ſich bewegenden Primizfeier abgehalten
wird . Es beſteht kein Zweifel darüber : die ſogenannte geſungene Meſſe iſt
verboten . Nun geſtatten Sie mir doch die Frage : was iſt Staatsgefährliches
daran , wenn der Prieſter ſeine Meſſe oder gewiſſe Teile der Meſſe , gewiſſe
Gebete ſingt ? Worin liegt denn da die Staatsgefahr ? . . . Eine Ver⸗
ſchärfung gegenüber dem bisherigen Rechte liegt in der Vorſchrift , daß nicht
bloß die prieſterliche , ſondern auch die nichtprieſterliche religibſe Tätigkeit
gegenüber anderen verboten iſt . Die Spendung der Nottaufe an ſich iſt
gar kein prieſterlicher Akt ; jeder Gläubige kann die Nottaufe vornehmen .
Wenn ſie aber ein Jeſuit vornimmt , iſt ſie verboten . Weshalb , das wiſſen
die Götter und der hohe Bundesrat ! ( Sehr gut ! und Heiterkeit im Zentrum .
—Zuruf : Der weiß es auch nichtl ) — Ja , ich nehme an , er weiß es auch
nicht , aber ich war nicht ſo unhöflich , es zu ſagen . ( Heiterkeit . ) Ich bitte
den Herrn Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts , zu ſagen , weshalb es ſtaats⸗
gefährlich iſt . Inwiefern der kleine Knabinski oder das kleine Mädel durch
die Nottaufe , wenn ſie von einem Jeſuiten geſpendet wird , ſtaatsgefährlich
beeinflußt werden ſoll , kann ich nicht ſagen . Ich laſſe mich gern belehren ,
ich fürchte aber , daß es recht ſchwer ſein wird , eine Belehrung zu geben .

Meine Herren , noch viel ſchlimmer iſt es aber , daß mit dieſer religiöſen
Tätigkeit gegenüber anderen namentlich auch verboten wird die Ratserteilung ,
die Belehrung in religiöſen Fragen , wenn ſich irgend jemand an einen
Jeſuiten wendet . Meine Herren , ich kann Ihnen fagen , das kommt ſehr
viel vor , und es kommt bei hohen Perſonen vor bis in die höchſten Regie⸗
rungskreiſe hinein

Meine Herren , das Verbot jeder prieſterlichen und ſonſtigen rein reli⸗
giöſen Tätigkeit der Jeſuiten in Deutſchland ſtellt ſich nach dieſen Darlegungen
nicht nur als ein überaus gehäſſiges Ausnahmegeſetz gegen einzelne Orden
der katholiſchen Kirche dar , die in Deutſchland kraft hiſtoriſchen und ver⸗
faſſungsmäßigen Rechts als anerkannte religiöſe Gemeinſchaft beſteht , ſondern
es ſtellt ſich auch dar als einen ungeheuerlichen Eingriff in die Gewiſſens⸗
freiheit aller derjenigen , welche die Jeſuiten um Rat in Gewiſſensangelegen⸗
heiten fragen wollen . Wir ſind vor allem verletzt dadurch , meine Herren ,
daß man den Jeſuiten verbieten will , uns eine Antwort oder Belehrung
in den religiöſen Fragen zu geben , die wir ihnen vorlegen .

Und woher nimmt der hohe Bundesrat das Recht , ſo in die Gewiſſens⸗
freiheit der deutſchen Staatsbürger hineinregieren zu wollen ? “

St . B. S. 2609 )

Redner brachte dann ein reichhaltiges Material für Aufhebung
des ganzen Geſetzes bei und ſchloß mit den Worten :

„ Der Eckſtein unſerer Politik iſt nicht die Jeſuitenfrage , ſondern es
iſt die Gerechtigkeit . ( Lebhaftes wiederholtes Bravo im Zentrum . ) Die
Gerechtigkeit iſt der Eckſtein unſeres Programms ſowohl auf dem Gebiete
der ſozialen Fragen wie der wirtſchaftlichen Fragen wie der politiſchen
Fragen und der kirchenpolitiſchen Fragen ; die Gerechtigkeit iſt das Funda⸗
ment des ganzen Staates und unſeres ganzen politiſchen Programms ; die
Gerechtigkeit fordert nach unſerer Ueberzeugung auf kirchenpolitiſchem Ge⸗
biete die volle und unbeſchränkte Gleichberechtigung und Gewiſſensfreiheit
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der Katholiken . ( Lebhaftes Bravo im Zentrum . ) Meine Herren , die ver⸗
folgten Jeſuiten mögen ihren Leidensweg weiter gehen , ſolange es Gott ge⸗
fällt . Wir aber kämpfen , und wir kämpfen mit Gottes Gnade ſo lange , bis
das Unrecht beſeitigt iſt !“

( 79. Sitzung vom 6. Dezember 1912 St . B. S. 2617 )

6. Die verſchärfte Praxis — illuſtriert durch
kleine Anfragen .

a) Anfrage Fehrenbach : Schon am 10 . Dezember
1912 mußte der Abg . Fehrenbach folgende Anfrage im Reichstage
einbringen :

In Freiburg im Breisgau hat in der Woche vom 2. bis 6. Dezember
d. J . in der ſtädtiſchen Feſthalle entſprechend bisheriger Uebung ein Jeſuiten⸗ 0
pater Vorträge gehalten mit den Themen : Gott , Menſch , Gottmenſch , des
Gottmenſchen Werk , des Gottmenſchen Liebe . Am 6. Dezember d. J . wurde
nun dem betreffenden Pater eine Verfügung des Großherzoglich Badiſchen
Kultusminiſteriums eröffnet , des Inhalts :

daß religionswiſſenſchaftliche Vorträge von Jeſuiten verboten ſeien
und in Zukunft nicht mehr gehalten werden dürfen .

Was gedenkt der Herr Reichskanzler zu tun , um ſeine Erklärung in
der 77. Sitzung des Reichstags vom 4. Dezember d. J . :

„ Die beſtehende Praxis oder die beſtehende Handhabung des Geſetzes
zu ändern , iſt nicht Zweck und Abſicht des jetzigen Bundesrats⸗

beſchluſſes “ 0
und jene des Herrn Staatsſekretärs des Reichsjuſtizamts in der 79. Sitzung 0
vom 6. Dezember d. J . :

„ Was die Auslegung ſelbſt anbetrifft , ſo iſt Ihnen ja verſichert
worden , daß die jetzige Auslegung in keiner Weiſe eine Verſchärfung
der früheren Verordnung ſein ſoll . Sie will keine Verſchärfung
und es wird ſich auch in der Praxis ergeben , daß tatſächlich irgend
eine Verſchärfung nicht eintreten würde “ ,

hiergegen zur Geltung zu bringen ?
( 82. Sitzung vom 10. Dezember 1912 St . B. S. 2694 )

Die Antwort des Staatsſekretärs Lisco lautete ausweichend , 1
da der Reichskanzler zunächſt bei der badiſchen Regierung ſich nach 0
dem Tatbeſtand erkundigt habe .

b) Zweite Anfrage Fehrenbach . Am 20 . De⸗

zember 1912 brachte der Abg . Fehrenbach folgende neue Anfrage
ein : „Iſt dem Herrn Reichskanzler bekannt , daß das Groß —
herzoglich Badiſche Miniſterium des Innern einen auf den 11 . De⸗
zember d. J . in Pforzheim angekündigten Vortrag eines Jeſuiten
mit dem Thema : „ Die Wahrheit über den Jeſuitenorden “ ver⸗
boten hat und hält er dieſes Vorgehen mit ſeiner Erklärung vom
4. Dezember d. J . über den Beſchluß des Bundesrats vom 28 . No⸗
vember d. J . für vereinbarlich ? “ 0
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